
Langtitel  
Eisenbahn-Enteignungsentschädigungsgesetz - EisbEG 
StF: BGBl. Nr.    71/1954 (WV) 

Änderung  
idF: BGBl. Nr.    20/1970 
     BGBl. Nr.   137/1975 
     BGBl. Nr.    91/1993 (NR: GP XVIII RV 715 AB 7 75 S. 101. 
                          BR: 4477 AB 4467 S. 564.)  
     BGBl. Nr.   297/1995 (NR: GP XIX RV 134 AB 149  S. 32. 
                          BR: 4996, 4997, 4998 AB 5 002 S. 598.) 
     BGBl. I Nr. 156/1998 (VfGH) 
     BGBl. I Nr. 191/1999 (BG) (1. BRBG) (NR: GP XX  RV 1811 AB 2031 
                                         S. 179. BR : AB 6041 S. 657.)  
     BGBl. I Nr. 112/2003 (NR: GP XXII RV 225 AB 26 9 S. 38. 
                          BR: AB 6896 S. 703.) 

  § 1. Die Ausübung des Enteignungsrechtes steht in  dem vollen durch 
§ 365 ABGB. zugelassenen Umfange jedem Eisenbahnunt ernehmen insoweit 
zu, als die Gemeinnützigkeit des Unternehmens von d er hiezu berufenen  
staatlichen Verwaltungsbehörde anerkannt ist. 

              I. Gegenstand und Umfang der Enteignu ng. 
 
  § 2. (1) Das Enteignungsrecht kann zu einer dauer nden oder 
vorübergehenden Enteignung nur insoweit ausgeübt we rden, als es die 
Herstellung und der Betrieb der Eisenbahn notwendig  machen. 
  (2) Es umfaßt insbesondere das Recht: 
  1. auf Abtretung von Grundstücken; 
  2. auf Überlassung von Quellen und anderen Privat gewässern; 
  3. auf Einräumung von Servituten und anderen ding lichen Rechten an  
unbeweglichen Sachen, sowie auf Abtretung, Einschrä nkung oder 
Aufhebung derartiger und solcher Rechte, deren Ausü bung an einen 
bestimmten Ort gebunden ist; 
  4. auf Duldung von Vorkehrungen, die die Ausübung  des 
Eigentumsrechtes oder eines anderen Rechtes an eine m Grundstück oder  
an einem Bergbau einschränken. 
  (3) Das Enteignungsrecht kann auch in Beziehung a uf das Zugehör 
eines Gegenstandes der Enteignung ausgeübt werden. 

  § 3. (1) Unter der im § 2 bezeichneten Voraussetz ung kann die 
dauernde oder vorübergehende Abtretung von Grundstü cken insoweit 
begehrt werden, als es zur Herstellung der Bahn, de r Bahnhöfe, der an  
der Bahn und an den Bahnhöfen für Zwecke des Eisenb ahnbetriebes zu 
errichtenden Gebäude oder zu sonstigen Anlagen, der en Herstellung dem  
Eisenbahnunternehmen obliegt, dann zur Unterbringun g des beim Bau zu 
entfernenden Erdmateriales und Schuttes, endlich zu r Gewinnung des 
notwendigen Schüttungs-, Rohstein- und Schottermate riales 
erforderlich ist. 
  (2) Das Recht, die Abtretung eines Grundstückes z u einer 
vorübergehenden Benützung zu begehren, erstreckt si ch nicht auf 
Gebäude und Wohnräume, noch auf solche Grundstücke,  deren Substanz 
durch die beabsichtigte Benützung voraussichtlich w esentlich und 
dauernd verändert würde. 
  (3) Der Eigentümer eines zur vorübergehenden Benü tzung überlassenen  
Grundstückes ist berechtigt zu begehren, daß das Ei senbahnunternehmen  
das Grundstück an sich löse, wenn die Benützung län ger als sechs 
Monate nach der Betriebseröffnung oder, falls die A btretung zur 
Benützung erst nach der Betriebseröffnung stattfand , länger als zwei 
Jahre dauert. 
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            II. Gegenstand und Umfang der Entschädi gung. 
 
  § 4. (1) Das Eisenbahnunternehmen ist verpflichte t, den Enteigneten  
für alle durch die Enteignung verursachten vermögen srechtlichen 
Nachteile gemäß § 365 ABGB. schadlos zu halten. 
  (2) Als Enteigneter ist jeder anzusehen, dem der Gegenstand der 
Enteignung gehört, oder dem an einem Gegenstande de r Enteignung ein 
mit dem Eigentume eines anderen Gegenstandes verbun denes dingliches 
Recht zusteht. 

  § 5. Bei der Ermittlung der Entschädigung ist auc h auf die 
Nachteile Rücksicht zu nehmen, die Nutzungsberechti gte, 
Gebrauchsberechtigte oder Bestandnehmer durch die E nteignung 
erleiden, und deren Vergütung dem Enteigneten oblie gt, sofern der als  
Ersatz für den Gegenstand der Enteignung zu leisten de Betrag nicht 
zur Befriedigung der gegen den Enteigneten zustehen den 
Entschädigungsansprüche zu dienen hat. 

  § 6. Wird nur ein Teil eines Grundbesitzes enteig net, so ist bei  
der Ermittlung der Entschädigung nicht nur auf den Wert des 
abzutretenden Grundstückes, sondern auch auf die Ve rminderung des 
Wertes, die der zurückbleibende Teil des Grundbesit zes erleidet, 
Rücksicht zu nehmen. 

  § 7. (1) Bei der Ermittlung der Entschädigung ist  auf Verhältnisse 
keine Rücksicht zu nehmen, die ersichtlich in der A bsicht 
hervorgerufen worden sind, sie als Grundlage für di e Erhöhung der 
Ansprüche auf Entschädigung zu benützen. 
  (2) Der Wert der besonderen Vorliebe, dann eine W erterhöhung, die 
der Gegenstand der Enteignung infolge der Anlage de r Eisenbahn 
erfährt, bleiben bei der Berechnung der Entschädigu ng außer Betracht.  
  (3) (Anm.: aufgehoben durch VfGH, BGBl. I Nr. 156 /1998) 

  § 8. (1) Die Entschädigung ist in barem Gelde zu leisten. Sie 
geschieht bei dauernder Enteignung durch Zahlung ei nes 
Kapitalsbetrages, bei vorübergehender Enteignung du rch Zahlung einer  
Rente. 
  (2) Wenn jedoch infolge einer vorübergehenden Ent eignung eine bei 
der Bestimmung der Rente nicht berücksichtigte Wert verminderung 
eintritt, ist dafür nach dem Aufhören der vorüberge henden Enteignung  
durch Zahlung eines Kapitalsbetrages Ersatz zu leis ten. 

  § 9. (1) Insoweit ein zu leistender Kapitalsbetra g nicht 
vollständig ermittelt werden kann, weil der abzusch ätzende Nachteil 
sich nicht von vornherein bestimmen läßt, ist jede Partei berechtigt,  
in angemessenen Zeitabschnitten von mindestens eine m Jahre die 
Festsetzung der für die in der Zwischenzeit erkennb ar gewordenen 
Nachteile gebührenden Entschädigung zu begehren. 
  (2) Nach Ablauf eines Zeitraums von drei Jahren a b der Aufnahme 
des Betriebs der Eisenbahn oder nach dem Aufhören e iner 
vorübergehenden Enteignung kann die endgültige Fest setzung des zu 
leistenden Kapitalsbetrags begehrt werden. 

  § 10. (1) Das Eisenbahnunternehmen hat für alle E ntschädigungen, 
die es nach dem Vollzug einer Enteignung zu leisten  hat (§§ 8 
und 9), auf Verlangen des zu Enteignenden Sicherhei t zu leisten. 
  (2) Der Bund, die Länder und Unternehmen, für die  diese 
Körperschaften unmittelbar haften oder für die sie die Kosten der 
Herstellung der Eisenbahn auf Grund gesetzlicher Ve rpflichtungen zu 
tragen haben, sind von der Verpflichtung zur Sicher heitsleistung 
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befreit. 
  (3) Der Antrag auf Leistung einer Sicherheit kann  bis zum Schluss 
der mündlichen Verhandlung über die Enteignung gest ellt werden. 
  (4) Die Art und die Höhe der Sicherheit hat die B ehörde (§ 11 
Abs. 2) im Enteignungsbescheid festzusetzen. 
  (5) Gegen die Entscheidung der Behörde über die S icherheit ist 
eine Berufung unzulässig. Es steht beiden Streittei len frei, binnen 
drei Monaten nach der Zustellung des Enteignungsbes cheides eine 
Entscheidung des Landesgerichts (§ 18 Abs. 2) über die Sicherheit zu  
beantragen. Mit der Anrufung des Gerichtes tritt de r 
verwaltungsbehördliche Bescheid außer Kraft. Die §§  22 bis 26 über 
das gerichtliche Verfahren über die Festsetzung der  Entschädigung 
sind anzuwenden. 

                       III. Enteignungsverfahren 
 
                 A. Verfahren vor der Verwaltungsbe hörde 
 
  § 11. (1) Der Gegenstand und der Umfang der Entei gnung sowie die 
Höhe der Entschädigung werden auf Grund der maßgebl ichen 
tatsächlichen Verhältnisse und unter Berücksichtigu ng der Ergebnisse  
einer mündlichen Verhandlung festgesetzt. 
  (2) Zuständig für das Enteignungsverfahren ist di e nach § 12 des 
Eisenbahngesetzes 1957, BGBl. Nr. 60, für die Ertei lung der 
eisenbahnrechtlichen Baugenehmigung zuständige Behö rde. Wenn über 
die eisenbahnrechtliche Baubewilligung in einem kon zentrierten 
Genehmigungsverfahren nach dem Umweltverträglichkei tsprüfungsgesetz 
2000, BGBl. Nr. 697/1993, entschieden wird, ist jen e Behörde 
zuständig, die ohne Durchführung einer Umweltverträ glichkeitsprüfung  
für die Erteilung der eisenbahnrechtlichen Baubewil ligung nach § 12 
des Eisenbahngesetzes 1957 zuständig wäre. 

  § 12. (1) Das Eisenbahnunternehmen hat der Behörd e die nach 
Katastralgemeinden getrennt zu verfassenden Grundei nlösungspläne und  
Verzeichnisse der in Anspruch genommenen Grundstück e und Rechte 
vorzulegen. 
  (2) Diese Verzeichnisse haben zu enthalten: die N amen und Wohnorte  
der zu Enteignenden, den Gegenstand der Enteignung,  bei Grundstücken  
die Nummer des Grundeinlösungsplanes, wenn das Grun dstück einen 
Gegenstand des Grundbuches bildet, die Bezeichnung der 
Grundbuchseinlage, bei öffentlichem Gute die Zahl d es bezüglichen 
Verzeichnisses, ferner die Katastralbezeichnung, di e Benützungsart, 
das Gesamtflächenausmaß und das Ausmaß der beanspru chten Fläche. Für  
jede Katastralgemeinde ist ein besonderes Verzeichn is anzulegen, in 
dem auch das Bezirksgericht anzugeben ist, in desse n Sprengel die 
betreffende Gemeinde liegt. 
  (3) Die Behörde hat auf Grund der Grundeinlösungs pläne und 
Verzeichnisse eine mündliche Enteignungsverhandlung  anzuberaumen. 

  § 13. (1) Die Behörde hat die Einleitung des Verf ahrens dem 
zuständigen Grundbuchsgericht anzuzeigen. Das Grund buchsgericht hat  
die Einleitung des Verfahrens im Grundbuch anzumerk en. Diese 
Anmerkung hat zur Folge, dass der Enteignungsbesche id gegenüber 
jeder Person wirkt, zu deren Gunsten im Rang nach d er Anmerkung ein  
bücherliches Recht eingetragen wird. 
  (2) Die Behörde hat mindestens 14 Tage vor der 
Enteignungsverhandlung durch Anschlag in der betref fenden Gemeinde,  
in mindestens einer im Bundesland weitverbreiteten Tageszeitung 
sowie im Internet folgende Angaben kundzumachen: 
  1. die durch die beantragte Enteignung berührten 
     Katastralgemeinden; 
  2. den Ort und die Zeit der möglichen Einsichtnah me in die 
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     Grundeinlösungspläne und die Verzeichnisse der  in Anspruch 
     genommenen Grundstücke und Rechte; 
  3. den Ort und den Zeitpunkt der Enteignungsverha ndlung und 
  4. einen Hinweis auf die Möglichkeit zur Abgabe e iner 
     Stellungnahme. 
  (3) Die Grundeinlösungspläne und Verzeichnisse de r in Anspruch 
genommenen Grundstücke und Rechte sind vor der 
Enteignungsverhandlung mindestens 14 Tage in der be treffenden 
Gemeinde zur allgemeinen Einsicht aufzulegen. 

  § 14. (1) Zur mündlichen Verhandlung sind die Par teien und die 
Gemeinden, in deren Sprengeln die in Anspruch genom menen Grundstücke  
und Rechte liegen, zu laden. 
  (2) Das den Gemeinden in Abs. 1 eingeräumte Recht  fällt in deren 
eigenen Wirkungsbereich. 

  § 15. Wird das Enteignungsbegehren zurückgezogen,  kommt ein 
zulässiges Übereinkommen (§ 22 Abs. 2 und 3) über d ie Entschädigung  
zustande oder erklärt der zu Enteignende seine Bere itschaft mit der  
Enteignung, so ist die Zurückziehung, der Inhalt de s Übereinkommens  
oder die Bereitschaft des zu Enteignenden in der Ni ederschrift 
gesondert festzuhalten. 

  § 16. In der Enteignungsverhandlung ist auch die Höhe der infolge 
der Enteignung zu leistenden Entschädigung auf Grun d einer Bewertung  
durch Sachverständige zu ermitteln und zu erörtern.  Die Heranziehung  
allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 
ist auch dann zulässig, wenn die Voraussetzungen de s § 52 Abs. 2 
AVG, BGBl. Nr. 51/1991, nicht vorliegen. 

  § 17. (1) Die Behörde hat mit schriftlichem Besch eid den 
Gegenstand und den Umfang der Enteignung festzusetz en. Der 
Enteignungsbescheid bezieht sich auf die im Enteign ungsplan 
dargestellten Flächen, deren Ausmaße im zugehörigen  Verzeichnis 
(§ 12), unbeschadet der genaueren Vermessung in der  Natur, 
ausgewiesen sind. 
  (2) Im Enteignungsbescheid ist auch über die Ents chädigung unter 
Hinweis auf die Leistungsfrist (§ 33) abzusprechen.  Liegt darüber 
ein zulässiges Übereinkommen (§ 22 Abs. 2 und 3) vo r, so ist die 
Entschädigung nach diesem Übereinkommen festzusetze n. Andernfalls 
ist die Entschädigung auf Grund der Ergebnisse der durchgeführten 
Erhebungen nach den Bestimmungen dieses Bundesgeset zes festzusetzen.  
Die §§ 27 und 32 über den Vorbehalt verschiedener A usführungen der 
Anlage sowie § 30 Abs. 2 über die gesonderte Bestim mung der 
Nachteile dritter Personen sind anzuwenden. Soweit die Entschädigung  
nicht im Vorhinein festgesetzt werden kann (§ 9 Abs . 1), ist auch 
dies im Bescheid auszusprechen. 

  § 18. (1) Gegen den Bescheid der Behörde kann im 
Verwaltungsrechtsweg Berufung erhoben werden. Eine Berufung gegen 
die Entscheidung über die Entschädigung ist aber un zulässig. Dem 
Enteigneten und dem Eisenbahnunternehmen steht es f rei, binnen drei  
Monaten nach Eintritt der Rechtskraft des Enteignun gsbescheides die  
Festsetzung der Entschädigung bei dem zuständigen L andesgericht 
(Abs. 2) zu begehren. Mit der Anrufung des Gerichte s tritt die 
verwaltungsbehördliche Entscheidung über die Entsch ädigung außer 
Kraft. 
  (2) Für die Entscheidung über die Entschädigung i st in erster 
Instanz das mit der Ausübung der Gerichtsbarkeit in  bürgerlichen 
Rechtssachen betraute Landesgericht zuständig, in d essen Sprengel 
der Gegenstand der Enteignung liegt. 

Seite 4 von 10BKA/RIS Bundesrecht - Volltext

13.12.2005http://ris.bka.intra.gv.at/taweb-cgi/taweb



  (3) Auf das Recht zur Anrufung des Gerichtes sind  die Parteien im  
Enteignungsbescheid hinzuweisen. 

  § 19. Nach dem Eintritt der Rechtskraft eines Ent eignungsbescheides  
sind die Personen, gegen die die Enteignung wirksam  ist, 
verpflichtet, sich jeder über die Fortsetzung des o rdentlichen 
Wirtschaftsbetriebes hinausgehenden Veränderung an dem Gegenstande 
der Enteignung zu enthalten, sofern nicht etwas and eres vereinbart 
worden ist, oder soweit es sich nicht um Verfügunge n handelt, die zur  
Erhaltung des Gegenstandes der Enteignung notwendig  und 
unaufschiebbar sind. 

  § 20. Wird das Enteignungsverfahren zur Gänze, hi nsichtlich der in  
Anspruch genommenen Liegenschaft oder hinsichtlich eines 
verbücherten Rechts eingestellt, so hat die Behörde  davon das 
Grundbuchsgericht zu verständigen. Das Gericht hat die Anmerkung der  
Einleitung des Enteignungsverfahrens (§ 13 Abs. 1) zu löschen. 

         B. Festsetzung der Entschädigung durch das  Gericht 
 
  § 22. (1) Sofern sich das Eisenbahnunternehmen un d der Enteignete 
über die Entschädigung nicht einigen können, hat di ese das Gericht 
festzusetzen. 
  (2) Als zulässig ist ein solches Übereinkommen nu r dann anzusehen, 
wenn es an dritten Personen fehlt, denen ein Anspru ch auf 
Befriedigung aus der Entschädigung auf Grund ihrer dinglichen Rechte 
zusteht, oder wenn diese dritten Personen ihre Zust immung zu dem 
Übereinkommen in einer öffentlichen oder legalisier ten Urkunde 
erklärt haben. 
  (3) Die Notwendigkeit der Erklärung dieser Zustim mung entfällt, 
wenn es sich um die teilweise Abtretung eines Grund buchkörpers 
handelt und wenn ungeachtet der Abtretung eine Hypo thek die dem 
§ 1374 ABGB. entsprechende gesetzliche Sicherheit b ehält, andere 
dingliche Rechte aber eine Gefährdung ihrer Sicherh eit offenbar nicht  
erleiden können. 
  (4) Das Grundbuchsgericht ist berufen, auf Ansuch en einer Partei 
eine Bestätigung über den Bestand der erforderliche n Sicherheit auf 
Grund der durch eine Untersuchung gewonnenen Überze ugung zu erteilen.  

  § 23. (1) Dem Antrag auf gerichtliche Festsetzung  der 
Entschädigung ist eine Kopie des Enteignungsbeschei des anzuschließen.  
  (2) Hat das Eisenbahnunternehmen die Entschädigun g vorbehaltlos 
gezahlt, so gilt die im Bescheid festgesetzte Entsc hädigung als von 
ihm anerkannt. 
  (3) Der Antrag auf gerichtliche Festsetzung der E ntschädigung kann 
ohne Zustimmung des Antragsgegners nicht zurückgezo gen werden. Bei 
Zurückziehung aller Anträge gilt die im Enteignungs bescheid 
festgelegte Entschädigung als vereinbart. 

  § 24. (1) Soweit in diesem Bundesgesetz nicht etw as anderes 
bestimmt ist, richtet sich das gerichtliche Verfahr en nach den  
allgemeinen Bestimmungen des Außerstreitgesetzes. 
  (2) Das Gericht hat über den Antrag mündlich zu v erhandeln. 

  § 25. (1) Das Gericht hat dem Verfahren einen ode r, wenn die 
besonderen Verhältnisse dies erfordern, auch mehrer e Sachverständige  
beizuziehen. 
  (2) Erstreckt sich die an den Enteigneten zu leis tende 
Entschädigung auch auf die Vergütung der Nachteile von dritten 
Personen (§ 5), so ist der auf die Vergütung dieser  Nachteile 
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entfallende Betrag gesondert zu ermitteln. 

  § 26. Auf Begehren beider Parteien kann die Fests etzung der 
Entschädigung auf Objekte ausgedehnt werden, die ni cht den Gegenstand  
eines Enteignungsbescheides bilden, wenn beide Part eien einverstanden  
sind, diese Objekte der Enteignung zu unterziehen. 

  § 27. Erachtet das Eisenbahnunternehmen, daß durc h Ausführung einer  
oder der anderen Anlage, zu deren Herstellung es ni cht verpflichtet 
ist, der Anspruch auf Entschädigung erheblich herab gemindert würde, 
so kann das Eisenbahnunternehmen sich die Auswahl u nter mehreren 
Arten der Ausführung dieser Anlage vorbehalten und begehren, daß die 
Entschädigung mit Rücksicht auf jede der von ihm be zeichneten Arten 
der Ausführung festgesetzt werde. 

  § 29. (1) Wenn das Eisenbahnunternehmen und der E nteignete sich 
über die zu leistende Entschädigung einigen, ist di ese Vereinbarung, 
falls die im § 22 bezeichneten Voraussetzungen eine s zulässigen 
Übereinkommens vorliegen, zu Protokoll zu nehmen. 
  (2) Liegen die im § 22 bezeichneten Voraussetzung en nicht vor, so 
kann die Vereinbarung nur dann protokolliert werden , wenn der 
vereinbarte Betrag nicht hinter dem zurückbleibt, d er von den 
Sachverständigen angegeben wird oder der im Falle e iner 
Verschiedenheit der Gutachten den Durchschnitt der angegebenen 
Beträge bildet. 
  (3) Eine mit Beachtung der vorstehenden Bestimmun gen protokollierte  
Vereinbarung hat die Wirkung eines gerichtlichen Ve rgleiches. 

  § 30. (1) Das Gericht hat die Entschädigung mit B eschluss unter 
Hinweis auf die Leistungsfrist (§ 33) festzusetzen.  Im Fall des § 25  
Abs. 2 ist der auf die Vergütung der Nachteile drit ter Personen 
entfallende Betrag gesondert zu bestimmen. 
  (2) Zugleich hat das Gericht in seinem Beschluss die Kosten des 
gerichtlichen Verfahrens (§ 44) zu bestimmen oder a uszusprechen, 
dass die Kostenbestimmung einem gesonderten Beschlu ss nach 
Rechtskraft des Beschlusses über die Entschädigung vorbehalten 
bleibt. 
  (3) Die Frist für Rechtsmittel gegen den Beschlus s über die 
Entschädigung und für deren Beantwortung beträgt vi er Wochen. 

  § 31. (1) Wenn eine Partei der Ansicht ist, daß d ie für die 
Festsetzung der Entschädigung maßgebenden tatsächli chen Verhältnisse 
bei den nach den bisherigen Erhebungen nicht vollst ändig oder nicht 
richtig dargestellt worden seien, kann sie vor dem Ablauf der für 
den Rekurs gegen die gerichtliche Entscheidung über  die 
Entschädigung bestimmten Frist bei dem Gericht, das  diese Erhebungen 
angeordnet hat, um die Vornahme eines Augenscheines  ansuchen. 
  (2) Dem Gesuch ist, wenn darin die festzustellend en Tatsachen oder 
Zustände genau angegeben sind, stattzugeben. 
  (3) Bei der Anordnung und Vornahme des Augenschei nes ist nach den 
Bestimmungen der Zivilprozeßordnung betreffend die Sicherung von 
Beweisen vorzugehen. (§§ 384 bis 389 ZPO.) 
  (4) Wird das Ansuchen vor Ablauf von acht Tagen n ach der Zustellung  
der Entscheidung über die Entschädigung eingebracht , so kann das 
Gericht auf Ansuchen dem Besitzer des in Augenschei n zu nehmenden 
Gegenstandes auftragen, sich jeder die Vornahme des  Augenscheines 
erschwerenden Veränderung bis zu seiner Beendigung zu enthalten. 
  (5) Ein gegen die Anordnung des Augenscheines ode r gegen die 
Erteilung des oben erwähnten Auftrages ergriffener Rekurs hat keine 
aufschiebende Wirkung. 
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  § 32. (1) Macht das Eisenbahnunternehmen von dem ihm im § 27 
vorbehaltenen Recht, die Ausführung einer Anlage au f verschiedene 
Weise zu begehren, Gebrauch, so hat das Gericht übe r die 
Entschädigung mit Rücksicht auf jede der vorgeschla genen Arten der 
Ausführung zu entscheiden und dem Eisenbahnunterneh men die Auswahl 
vorzubehalten. Wenn das Eisenbahnunternehmen nicht binnen drei 
Monaten nach der Zustellung dieser Entscheidung bei  Gericht die 
Erklärung abgibt, für welche Art der Ausführung es sich entscheidet, 
kann der Enteignete begehren, daß dem Eisenbahnunte rnehmen gegenüber 
die Annahme gelte, daß es sich für die Art der Ausf ührung entschieden  
habe, für die der höchste Entschädigungsbetrag ermi ttelt worden ist. 
  (2) Das Gericht hat auf Ansuchen einer Partei das  Ergebnis der 
Auswahl unter Angabe des zu leistenden Entschädigun gsbetrages mit 
Beschluß auszusprechen. 

                   C. Leistung der Entschädigung 
 
  § 33. Die Leistungsfrist für die vom Eisenbahnunt ernehmen zu 
leistende Entschädigung (§§ 8 und 9) beträgt 14 Tag e. Die Frist 
beginnt mit dem ungenützten Ablauf der dreimonatige n Frist zur 
Anrufung des Gerichtes (§ 18 Abs. 1), mit der Recht skraft der 
gerichtlichen Entscheidung über die Entschädigung o der - sofern die 
Parteien nicht etwas anderes vereinbart haben - mit  dem Abschluss 
eines gerichtlichen Vergleichs. Kommt das Eisenbahn unternehmen 
seiner Verpflichtung nicht innerhalb der Leistungsf rist nach, so hat  
es die gesetzlichen Verzugszinsen vom Beginn der Le istungsfrist an 
zu vergüten. 

  § 34. (1) Die Entschädigung wird auch außer den i m § 1425 ABGB. 
bezeichneten Fällen durch Gerichtserlag geleistet, wenn und insoweit 
der Entschädigungsbetrag zur Befriedigung der dritt en Personen auf 
Grund ihrer dinglichen Rechte zustehenden Ansprüche  zu dienen hat. 
Die Notwendigkeit des in diesem Falle vorzunehmende n gerichtlichen 
Erlages entfällt jedoch dann, wenn in der den Vorsc hriften des § 22 
entsprechenden Weise dargetan wird, daß die Sicherh eit der diesen 
dritten Personen zustehenden dinglichen Rechte unge achtet der 
Enteignung ungefährdet bleibt. 
  (2) Die Ansprüche dieser dritten Personen werden nach den 
Bestimmungen über die Verteilung des bei einer zwan gsweisen 
Versteigerung erzielten Kaufpreises befriedigt. Der  Erlag der 
Entschädigung ist, wenn es sich um den Gegenstand e ines öffentlichen 
Buches handelt, von Amts wegen bücherlich anzumerke n. 
  (3) Dieser Anmerkung kommen die mit der Anmerkung  der Erteilung des  
Zuschlages verbundenen Wirkungen zu. (§ 183 Abs. 3 EO.) 

                    IV. Vollzug der Enteignung. 
Rechte und Pflichten des Eisenbahnunternehmens und des Enteigneten. 
 
  § 35. (1) Die Enteignung ist vollzogen, wenn das 
Eisenbahnunternehmen mit ausdrücklicher oder stills chweigender 
Zustimmung des Enteigneten oder im Zwangswege gegen  seinen Willen in 
den Besitz des enteigneten Gegenstandes (§ 2) gelan gt ist. Der 
zwangsweise Vollzug der Enteignung setzt einen rech tskräftigen oder 
nach § 40 Abs. 2 erlassenen Enteignungsbescheid ode r eine nach § 26 
getroffene Vereinbarung voraus und steht der 
Bezirksverwaltungsbehörde zu. 
  (2) Der Vollzug ist auf Antrag des Eisenbahnunter nehmens zu 
bewilligen, wenn es die im rechtskräftigen Enteignu ngsbescheid 
festgesetzte Entschädigung geleistet oder gerichtli ch hinterlegt und 
die in diesem Bescheid festgesetzte Sicherheit gele istet hat. 
  (3) Der Vollzug der Enteignung wird dadurch nicht  gehindert, daß 
deren Gegenstand von dem, gegen den die Enteignung eingeleitet worden  
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war, an einen Dritten übergegangen ist, oder daß si ch andere diesen 
Gegenstand betreffende rechtliche Veränderungen erg eben haben. 
  (4) Der zwangsweise Vollzug kann durch die Anrufu ng des Gerichtes 
zur Entscheidung über die zu leistende Entschädigun g oder zur 
Entscheidung über die Art und die Höhe der Sicherhe itsleistung nicht 
aufgehalten werden. 

  § 36. Kommt das Eisenbahnunternehmen seiner Verpf lichtung nicht 
innerhalb der Leistungsfrist (§ 33) nach, so kann d er Enteignete die  
zwangsweise Leistung der Entschädigung samt Verzugs zinsen oder der 
Sicherheit nach den Bestimmungen der Exekutionsordn ung, RGBl. 
Nr. 79/1896, begehren. 

                            Rückübereignung 
 
  § 37. (1) Wird der Enteignungsgegenstand ganz ode r teilweise nicht 
für den Enteignungszweck verwendet, so kann der Ent eignete nach 
Ablauf der für die Bauausführung und Betriebseröffn ung festgelegten 
oder verlängerten Frist oder - wenn keine solche Fr ist festgelegt 
worden ist - nach Ablauf von drei Jahren nach Eintr itt der 
Rechtskraft des Enteignungsbescheides bei der Behör de die 
Rückübereignung des Enteignungsgegenstandes oder se ines Teils 
beantragen. Der Anspruch erlischt, wenn ihn der Ent eignete nicht 
innerhalb eines Jahres ab dem Zugang einer Aufforde rung durch das 
Eisenbahnunternehmen bei der Behörde geltend macht,  spätestens aber 
zehn Jahre nach Rechtskraft des Enteignungsbescheid s. 
  (2) Im Bescheid über die Rückübereignung ist auch  über einen 
angemessenen Rückersatz der Enteignungsentschädigun g unter 
Anrechnung des Wertes zwischenzeitlich begründeter dinglicher und 
obligatorischer Rechte abzusprechen. Bei unbilligen  Härten ist für 
die Leistung des Rückersatzes unter Bedachtnahme au f die 
wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Enteigneten Ratenzahlung zu 
bewilligen. Mit Rechtskraft des Rückübereignungsbes cheides und 
vollständiger Leistung oder Sicherstellung des Rück ersatzes sind die 
früheren Rechte des Enteigneten wiederhergestellt. 
  (3) Die dinglich oder obligatorisch Berechtigten,  deren Rechte am 
Enteignungsgegenstand durch die Enteignung erlosche n sind, sind von 
der Einleitung des Rückübereignungsverfahrens zu ve rständigen. 
Soweit sie nicht amtlich bekannt sind, hat die Vers tändigung durch 
eine öffentliche Bekanntmachung in zumindest einer im Bundesland 
weitverbreiteten Tageszeitung und im Internet sowie  durch Anschlag 
in der betreffenden Gemeinde zu erfolgen. Wenn sie innerhalb von 
drei Monaten nach ihrer Verständigung die Wiederher stellung ihrer 
Rechte beantragen, so sind ihnen diese in sinngemäß er Anwendung der 
Abs. 1 und 2 gegen den Rückersatz der empfangenen E ntschädigung im 
Bescheid insoweit wieder zuzuerkennen, als ihnen zw ischenzeitlich 
begründete andere dingliche oder obligatorische Rec hte nicht 
widersprechen. 
  (4) Auf die Festsetzung des Rückersatzes der Ents chädigung ist 
§ 18 Abs. 1 über die Anrufung des Gerichtes anzuwen den. Die Behörde 
hat die Herstellung des rechtmäßigen Grundbuchstand es zu veranlassen.  
  (5) Bis zum Erlöschen des Rückübereignungsanspruc hs ist die 
Veräußerung des Enteignungsgegenstandes unzulässig,  es sei denn, 
dass der Enteignete auf seinen Anspruch verzichtet.  Eine entgegen 
dieser Bestimmung vorgenommene Veräußerung ist nich tig. Für Schäden, 
die dem gutgläubigen Erwerber durch eine derartige Veräußerung 
entstehen, hat das Eisenbahnunternehmen volle Genug tuung zu leisten. 

  § 38. (1) Das Eisenbahnunternehmen hat für den Sc haden, der dadurch  
entsteht, daß es eine Enteignung nicht in Vollzug s etzen ließ, Ersatz  
zu leisten. 
  (2) Auf den Ersatz dieses Schadens kann es auf de m ordentlichen 
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Rechtswege belangt werden. 

            V. Verfahren im Falle von Betriebsstöru ngen 
 
  § 39. Wenn bei einer im Betriebe stehenden Eisenb ahn zur 
Beseitigung oder Verhütung einer Betriebsunterbrech ung dringende 
Vorkehrungen zu treffen sind, die die Ausübung des Enteignungsrechtes  
notwendig machen, kann - ohne der Entscheidung der zuständigen 
Behörde über die definitiven Vorkehrungen vorzugrei fen - ein 
abgekürztes Verfahren unter Anwendung der folgenden  Bestimmungen 
stattfinden. 

  § 40. (1) Die Einleitung der Verhandlung zum Zwec k der Festsetzung  
des Gegenstandes der Enteignung und der Höhe der En tschädigung ist 
bei der nach § 11 Abs. 2 zuständigen Behörde zu bea ntragen. 
  (2) Dieser bestimmt den Leiter der unter Zuziehun g der Parteien 
vorzunehmenden Verhandlung. Der Leiter hat unmittel bar nach deren 
Beendigung den Enteignungsbescheid zu erlassen. 
  (3) Eine gegen diesen Bescheid ergriffene Berufun g hat keine 
aufschiebende Wirkung. Im Übrigen sind auf das Verf ahren die §§ 17 
bis 20 anzuwenden. 

  § 41. Auf das gerichtliche Verfahren über die Fes tsetzung der  
Entschädigung und auf deren Leistung sind die §§ 22  bis 35 
anzuwenden. 

                          VI. Vorarbeiten. 
 
  § 42. Nicht mehr geltend. (Artikel 2 Z. 5 der Kun dmachung.)  

                      VII. Schlußbestimmungen. 
 
  § 43. (1) Die im Enteignungsverfahren erlassenen Bescheide (§§ 18  
und 37) werden nach den Vorschriften zugestellt, di e für die 
Zustellung zu eigenen Handen maßgebend sind. 
  (2) Aufgehoben; (EGVG. 1950, BGBl Nr. 172, Art. I II Abs. 1; AVG. 
1950, BGBl. Nr. 172, § 11.) 

  § 44. (1) Die Kosten des Enteignungsverfahrens un d der 
gerichtlichen Feststellung der Entschädigung sind, soweit sie nicht 
durch ein ungerechtfertigtes Einschreiten einer Par tei hervorgerufen  
werden, vom Eisenbahnunternehmen zu bestreiten. 
  (2) Im gerichtlichen Verfahren zur Feststellung d er Entschädigung 
hat der Enteignete auf der Grundlage des von ihm er siegten 
Entschädigungsbetrages Anspruch auf Ersatz der zur 
zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder Rechtsver teidigung 
notwendigen, durch das Gerichtsverfahren verursacht en Kosten seiner 
rechtsfreundlichen Vertretung und sachverständigen Beratung. Als 
ersiegter Entschädigungsbetrag ist die Differenz zw ischen dem 
gerichtlich zugesprochenen Entschädigungsbetrag und  jenem Betrag 
anzusehen, den der Enteignungswerber zu leisten off enkundig bereit 
war. § 41 Abs. 1 zweiter Satz, Abs. 2 und Abs. 3 ZP O ist 
anzuwenden. 

  § 45. Die Ausfolgung der infolge der Anordnungen dieses Gesetzes  
vorgenommenen gerichtlichen Erläge ist von der Entr ichtung der 
Verwahrungsgebühr befreit. 

  § 46. Soweit in diesem Bundesgesetz auf Bestimmun gen anderer 
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Bundesgesetze verwiesen wird, sind diese in ihrer j eweils geltenden  
Fassung anzuwenden. 

  § 47. (1) Wenn die Ausübung des Enteignungsrechte s nach § 1 dieses 
Gesetzes einem Straßenbahnunternehmen eingeräumt wi rd, ist die von 
diesem Unternehmen angelegte Bahn nicht als eine so lche anzusehen, 
die nach § 1 des Gesetzes vom 19. Mai 1874, RGBl. N r. 70, in die 
Eisenbahnbücher aufzunehmen wäre. 
  (2) Auf Eisenbahnen, für deren Herstellung und Be trieb die Ausübung  
des Enteignungsrechtes auf Grund des Mineralrohstof fgesetzes, BGBl. 
I Nr. 38/1999 zusteht, finden die Bestimmungen dies es Gesetzes keine 
Anwendung. 

  § 48. (1) Dieses Gesetz ist in seinem ursprünglic hen Wortlaut am 
27. Mai 1878, die durch die Bestimmungen des 
Verwaltungsentlastungsgesetzes vom 21. Juli 1925, B GBl. Nr. 277, 
bewirkten Änderungen sind am 1. September 1925 in K raft getreten. 
  (2) Die §§ 9, 10, 11 (samt Überschriften), 12 bis  18, 20, 22 (samt  
Überschrift), 23 bis 27, 30, 31, 33 (samt Überschri ft), 35 bis 37 
(samt Überschrift), 39 bis 41 sowie die §§ 46, 47 u nd 49, die 
Überschriften vor den §§ 11 und 22 und die Aufhebun g der §§ 21 und 
28 in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 11 2/2003 treten mit  
1. Jänner 2005 in Kraft. 
  (3) Die §§ 9 bis 18, 20, 22, 23 bis 27, 30, 31, 3 3, 35 bis 37, 39,  
40 und 41 sowie die §§ 46, 47 und 49 in der im Abs.  2 genannten 
Fassung sind auf Verfahren anzuwenden, bei denen de r Antrag auf 
Enteignung nach dem 31. Dezember 2004 bei der Behör de eingelangt 
ist. Verfahren, bei denen der Antrag auf Enteignung  vor diesem 
Zeitpunkt eingelangt ist, sind nach den bisher gelt enden 
Vorschriften zu Ende zu führen. 

  § 49. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes s ind der 
Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technolo gie sowie der  
Bundesminister für Justiz betraut. 

                          Artikel XXXI 
                    Justizverwaltungsmaßnahmen 
       (Anm.: Zu den §§ 9, 10 bis 18, 20, 22 bis 27 , 30, 
  31, 33, 35, 36, 37, 39, 40, 41, 46 bis 49, BGBl. Nr. 71/1954) 
 
  Mit Rücksicht auf dieses Bundesgesetz dürfen bere its von dem 
seiner Kundmachung folgenden Tag an Verordnungen er lassen sowie 
sonstige organisatorische und personelle Maßnahmen getroffen werden.  
Die Verordnungen dürfen frühestens mit dem 1. Jänne r 2005 in 
Wirksamkeit gesetzt werden. 
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